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Vorrang der Kriegs- und Zivilopferfürsorge   

(Stand: 01.12.15) 
 

Obwohl ein Betrag in Höhe der Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz 
(BVG) anrechnungsfrei bleibt  (§ 82 Abs. 1 SGB XII), kommen in bestimmten Fällen 
BVG-Ansprüche als vorrangige Leistung in Betracht. Diese werden in Abhängigkeit 
vom Grad der Schädigung gewährt. Sie dienen somit als Entschädigung für die Be-
einträchtigung der körperlichen Unversehrtheit und sollen Mehraufwendungen oder 
Ausgaben ausgleichen, die ein gesunder Mensch nicht hat. Folglich dienen sie auch 
nicht der Sicherung des Lebensunterhalts. 

Die Fälle sind zunächst nach dem SGB XII zu bearbeiten. Aufzunehmen ist ein Hin-
weis, dass die Leistung vorläufig „gemäß § 43 SGB I" gewährt wird (Leistungserbrin-
gung durch diesen Träger vorläufig bis zur Klärung über endgültigen Leistungsträger) 
und dann an die Hauptfürsorgestelle -Kriegsopferfürsorge- in der BASFI (FS 533), 
bzw. an die unten genannte Dienststelle der Bundeswehrverwaltung für Leistungen 
aus dem SVG, abgegeben wird.  

Diese entscheiden im Rahmen der Kausalitätsprüfung über die Zuständigkeit und er-
statten ggf. die SGB XII-Leistung. 

Im Rahmen der Kausalitätsprüfung ist festzustellen, ob ggf. die Ursache der Bedürf-
tigkeit auf eine Anspruchsgrundlage nach dem Bundesversorgungsgesetz zurückzu-
führen ist.  Die Entscheidung über die Kausalität (den Ursachenzusammenhang), die 
evtl. den Nachrang der Sozialhilfe begründet, erfolgt in der Hauptfürsorgestelle bzw. 
bei der genannten Dienststelle der Bundeswehrverwaltung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu beachten ist, dass ab dem 01.01.2016 die Fürsorgeleistungen für Berechtigte 
nach dem SVG in die Zuständigkeit der Bundeswehrverwaltung übergehen. Für 
diese wird also ab diesem Zeitpunkt ausschließlich dort die Kausalitätsprüfung 
(hierzu siehe unten) durchgeführt (bisher Hauptfürsorgestelle). Die zuständige 
Dienststelle für die Kausalitätsprüfung bei Leistungen aus dem SVG bei der Bun-
deswehrverwaltung  heißt: 
 
Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr (BAPersBW) 

-Beschädigtenversorgung- 

Wilhelm-Raabe-Straße 46 

40470 Düsseldorf 
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Anspruchsberechtigte Personenkreise nach dem BVG können sein: 

Personenkreis Rechtsgrundlage 

Kriegsopfer Bundesversorgungsgesetz 
[BVG] 

Opfer von Gewalttaten Opferentschädigungsgesetz 
[OEG] 

Impfgeschädigte 

Gesetz zur Verhütung und 
Bekämpfung von Infekti-
onskrankheiten beim Men-
schen [IFSG] 

Bundeswehrangehörige Soldatenversorgungsgesetz 
[SVG] 

Zivildienstleistende Zivildienstgesetz [ZDG] 

Opfer von rechtsstaatswidri-
gen Strafverfolgungsmaß-
nahmen im Beitrittsgebiet 

Strafrechtliches Rehabilitie-
rungsgesetz [StrRehaG] 

Betroffene nach dem Ver-
waltungsrechtlichen Rehabi-
litierungsgesetz (Beitrittsge-
biet),  
deren Angehörige und Hin-
terbliebene 

Häftlingshilfegesetz [HHG] 

  

Diesen Personen sind Leistungen der KOF zu gewähren, wenn und soweit die Be-
schädigten infolge der Schädigung und die Hinterbliebenen infolge des Verlustes des 
Ehegatten, Elternteils, Kindes oder Enkelkindes nicht in der Lage sind, ihren anzuer-
kennenden Bedarf aus den o.g. Gesetzen und dem sonstigen Einkommen und Ver-
mögen zu decken (§ 25a BVG). 

Der ursächliche Zusammenhang zwischen der Schädigung oder dem Verlust des 
Ehegatten, Elternteils, Kindes oder Enkelkindes und der Leistungsnotwendigkeit 
(Kausalzusammenhang) wird vermutet, sofern nicht das Gegenteil offenkundig nach-
gewiesen ist. Der Kausalzusammenhang wird stets angenommen (§ 25a Abs. 2 Ziff. 
1-3 BVG) bei:  

• Beschädigten, die Grundrente mit einem Grad der Schädigungsfolgen 
von 100 und Berufsschadensausgleich oder die eine Pflegezulage er-
halten. Dies gilt auch, wenn der Anspruch auf Versorgung ruht, der 
Anspruch auf Zahlung von Grundrente wegen Abfindung erloschen 
oder übertragen ist oder Witwenversorgung auf Grund der Anrech-
nung nach Wiederverheiratung entfällt. 

• Schwerbeschädigten, die das 60. Lebensjahr vollendet haben; 
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• Hinterbliebenen, die voll erwerbsgemindert oder erwerbsunfähig im 
Sinne des SGB VI sind oder das 60. Lebensjahr vollendet haben. 

 

Achtung! Die Ansprüche bzw. Leistungen nach dem Opferentschädigungsgesetz 
(OEG) sind nicht auf Deutsche beschränkt! 

Erkennbar ist die Zugehörigkeit zum Personenkreis anhand des Bescheides des Ver-
sorgungsamtes, der ein Aktenzeichen mit einer sog. Grundlistennummer bzw. Akten-
lager-Nr. enthält.  

Dieses Aktenzeichen hat folgende Bestandteile: 

 BVG-Fälle ohne laufende Leistungen: 

KO 2/xxx Al-Nr. xxx xxx/xx            (z.B. KO 2/041 Al-Nr. 123 456/98) 

BVG-Fälle mit laufenden Leistungen im manuellen Bescheid:  

KO 2/xxx Grdl-Nr. xxx xxx/x      (z.B. KO 2/043 Grdl-Nr. 123 456/0) 

BVG-Fälle mit laufenden Leistungen im maschinellen Bescheid: 

79 xxx xxx xxx x                  (z.B. 79 042 123456 0) 

  

Dieses Aktenzeichen ist in allen BVG-Leistungsfällen zu notieren! 


